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Allgemeine Vertragsbedingungen der Republik Österreich
für die Erstellung von Anwendungssoftware
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1 PFLICHTEN DES
AUFTRAGNEHMERS
1.1 Anforderungen an Ausarbeitungen
Falls Ausarbeitungen Teil des Auftrages sind,
leistet der Auftragnehmer Gewähr,
• daß Ausarbeitungen nach den Regeln der

Technik unter Berücksichtigung der vom Auf-
traggeber bekanntgegebenen Voraussetzun-
gen erstellt werden,

• daß Ausarbeitungen eine klare Struktur besit-
zen und übersichtlich sind,

• daß Ausarbeitungen eine Kurzfassung (Ma-
nagement Summary) beinhalten,

• daß Ausarbeitungen den Versionsstand der
Kapitel, Quellen für Aussagen und Zitate und
ihre Annahme bzw Abstimmung mit dem Auf-
traggeber erkennen lassen,

• daß Ausarbeitungen zur Vorbereitung einer
Ausschreibung herstellerneutral abgefaßt
werden, so daß keiner der möglichen Bieter
bevorzugt wird,

• daß Ausarbeitungen für Ausschreibungen
ohne wesentliche Arbeit von seiten des Auf-
traggebers als Ausschreibungsunterlage ver-
wendet werden können,

• daß im Zuge von Ausarbeitungen für Aus-
schreibungen soweit sachlich  möglich IT-
technisch unterstützte Bewertungsschemata
für Durchführungsangebote miterstellt werden.

1.2 Anforderungen an Anforderungsanaly-
se und Pflichtenheft
Falls Anforderungsanalyse und Pflichtenhefter-
stellung Teil des Auftrages sind, leistet der Auf-
tragnehmer Gewähr,
• daß die Anforderungsanalyse alle wichtigen

IT-technisch zu unterstützenden Abläufe
durchleuchtet,

• daß das Pflichtenheft alle vom Auftrag umfaß-
ten IT-technisch zu unterstützenden Abläufe
des Auftraggebers mit ihren sich aus der
Analyse ergebenden organisatorischen und
IT-technischen Schwachpunkten sowie einen
SOLL-Zustand darstellt,

• daß die Inhalte des Pflichtenhefts mit dem
Auftraggeber soweit möglich abgestimmt
sind,

• daß das Pflichtenheft die notwendigen Ände-
rungen der Software so dokumentiert, daß
diese von den Fachabteilungen des Auftrag-
gebers verstanden werden können, anderer-

seits aber auch als Vorlage für die technische
Umsetzung ohne weitere Bearbeitung nutzbar
sind,

• daß das Pflichtenheft und seine Spezifikatio-
nen auf logische Konsistenz und Durchführ-
barkeit  geprüft sind.

1.3 Allgemeine Anforderungen an Softwa-
rekomponenten
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, Software-
komponenten zu liefern,
• die frei von Viren und anderen Softwarean-

omalien sind,
• die frei von Kopierschutzeinrichtungen, CPU-

Nummern, Datums-, Programmsperren oder
ähnlichen nutzungsbeschränkenden Routinen
sind, soweit diese Tatsache dem Auftragge-
ber nicht schriftlich im Angebot bekanntgege-
ben wurde,

• die nicht nur auf Funktionalität sondern auch
auf Verhalten in im Anwendungsgebiet zu er-
wartenden Grenzfällen (Fehleingaben, Anzahl
gleichzeitiger Transaktionen, Datenmengen)
getestet wurden

• die zuverlässig die beschriebenen Funktionen
erfüllen.

1.4 Zusätzliche Anforderungen an System-
softwarekomponenten (Betriebssysteme, Da-
tenbanksysteme, Programmierwerkzeuge und
andere systemnahe Komponenten)
Der Auftragnehmer leistet Gewähr,
• daß Betriebssysteme für Server den POSIX-

Normen entsprechen,
• daß nur deutschsprachige Versionen geliefert

werden, soweit die Tatsache eines fremd-
sprachigen Benutzerinterfaces dem Auftrag-
geber  nicht schriftlich im Angebot bekannt-
gegeben wurde.

1.5 Zusätzliche Anforderungen an Anwen-
dungssoftware
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, Anwendungs-
software zu erstellen und zu liefern,
• die benutzerfreundlich ist, für gleiche oder

ähnliche Sachverhalte ähnlich funktionieren
und von einem mit dem Sachgebiet der An-
wendung vertrauten Benutzer ohne Hilfs-
dokumentation und nach einer üblichen Ein-
schulung in den Grundfunktionen problemlos
benutzt werden können,
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• die für den Anwender eine deutsche Benut-
zersteuerung bietet,

• die für den Benutzerbetreuer und den Opera-
tor eine deutsche Benutzersteuerung bietet,
soweit die Tatsache eines fremdsprachigen
Benutzerinterfaces dem Auftraggeber  nicht
schriftlich im Angebot bekanntgegeben wurde,

• bei der innerhalb eines Anwendungsgebietes
eine einheitliche Menügestaltung und Funkti-
onstastenbelegung gegeben ist,

• bei der ein einheitliches deutsches Online-
Hilfesystem realisiert ist, soweit die Tatsache
eines fremdsprachigen Benutzerinterfaces
dem Auftraggeber  nicht schriftlich im Ange-
bot bekanntgegeben wurde,

• die gegen übliche Arten von Fehlbedienung
(z.B. durch Verwendung von Wertebereich-
sprüfungen und Integritätsregeln) abgesichert
ist,

• zu deren Installation keine Änderungen am
Code des Betriebssystems notwendig sind,

• in der Zahlenwerte, wie Prozentwerte, Wert-
grenzen u.ä. durch den Auftraggeber leicht
änderbar sind.

1.6 Zusätzliche Anforderungen an Indivi-
dualsoftware
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, Software zu
erstellen und zu liefern,

• deren Sourcecode ausschließlich den Stan-
dardsprachumfang der vertraglich vereinbarten
Programmiersprache(n) verwendet,

• die leicht an eine geänderte Umwelt (Organi-
sations-, Gesetzes- und Marktänderungen,
Betriebssystemversionen) angepaßt werden
kann,

• bei der System- und Programmanalyse nach
einem strukturierten Verfahren (zB HIPO,
SADT) durchgeführt wurde und die diesbezüg-
liche Dokumentation vorhanden ist,

• die - soweit sie in Assembler oder 3GL er-
stellt ist - modular (goto-frei) programmiert ist,
keine Programmodule mit Sourcecode größer
als 200 Zeilen umfaßt, keine Schachte-
lungstiefen von Schleifen, bedingten Anwei-
sungen u.ä. größer als 4 erreicht, keine glo-
balen Variablen verwendet und alle Eingaben
von außen vollständig auf Syntax und Einhal-
tung des definierten Wertebereiches überprüft,

• bei der jeder Modul genau einen Eintrittspunkt
und möglichst einen Austrittspunkt besitzt,

• bei der die Funktion und die Ein- und Ausga-
beparameter jedes Moduls durch einen Kom-
mentar im Sourcecode anschließend an den

Header des Moduls verständlich erklärt wer-
den,

• bei der der Sourcecode ausreichend erklä-
rende Kommentare beinhaltet,

• die unter Verwendung eines Data-Dictionary,
eines Sourcecode-Verwaltungssystems,
möglichst eines Testdatengenerators und ei-
nes Testhilfesystems erstellt und gegebe-
nenfalls gewartet wird,

• die nicht nur vom Programmierer, sondern von
anderen Mitarbeitern des Auftragnehmers
vollständig getestet wurde.

1.7 Zusätzliche Anforderungen an Anpas-
sungsprogrammierung
Anpassungsprogrammierung ist grundsätzlich
nach denselben Verfahren wie die Erstellung der
anzupassenden Software durchzuführen, wobei
die Anforderungen an Individualprogrammierung
des vorigen Punktes analog gelten.
• Änderungen von Standardsoftware und an-

wenderspezifische Anpassungen sind so
durchzuführen, daß die Versionsfähigkeit
nicht verloren geht.

1.8 Zusätzliche Anforderungen an objekt-
orientierte Softwarekomponenten
Wurde die Entwicklung objektorientierter Software
vereinbart, verpflichtet sich der Auftragnehmer
zusätzlich, Softwarekomponenten zu liefern,
• die vollständig sind, dh daß alle vom Auftrag-

nehmer entwickelten und für den Auftrag ge-
nutzten Klassenbibliotheken in allen verein-
barten Ausprägungen (zB Maschinencode,
Link-Bibliotheken, Sourcecode) mitgeliefert
werden, soweit sie nicht sowieso Bestandteil
des genutzten Programmiersystems in seiner
Standardversion sind,

• die eine klar nach den Funktionen der Soft-
ware gegliederte und dokumentierte Klassen-
hierarchie besitzen, in der Vererbungen ma-
ximal über sieben Stufen stattfinden und
Mehrfachvererbungen nur stattfinden, soweit
sie notwendig und nachvollziehbar sind,

• in denen Variable gekapselt sind, so daß nur
die Methoden des eigenen Objekts darauf zu-
greifen können,

• deren Objekte ausschließlich über Nachrich-
ten kommunizieren,

• deren Methoden polymorph definiert sind, so
daß gleiche Funktionen unabhängig von den
angesprochenen Objekten immer dieselbe
Methodenbezeichnung besitzen, soweit es
das genutzte Programmiersystem unterstützt.
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1.9 Lieferung und Installation, Erfüllungs-
ort

Die Lieferung und Installation hat so zeitgerecht
zu erfolgen, daß die beauftragten IT-Komponenten
zum vereinbarten Aufstellungstag/ Installationstag
mängelfrei in Betrieb genommen werden können.

Der Aufstellungsort/Installationsort/Lieferort ist der
Erfüllungsort.

1.10 Aufstellungstag/Installationstag
Als Aufstellungstag / Installationstag gilt:
• bei Vereinbarung eines Gesamt- bzw. Teil-

Abnahmetests der Arbeitstag nach der erfolg-
reichen Beendigung dieses Abnahmetests

• bei Aufstellung/Installation durch den Auftrag-
nehmer der Arbeitstag nach dem die IT-
Komponenten gemäß dem vom Auftraggeber
gegengezeichneten Abnahmeprotokoll be-
triebsbereit aufgestellt/installiert worden sind

• in allen anderen Fällen der Tag der vertrags-
konformen Lieferung

Die Gefahr geht bei gekauften IT-Komponenten
mit dem Aufstellungstag/Installationstag auf den
Auftraggeber über.

1.11 Erstellung und Lieferung der Doku-
mentation
Teil des Vertragsgegenstandes ist die Lieferung
und für die Dauer des Projekts bzw eines ent-
sprechenden Wartungsvertrages laufende Aktuali-
sierung der gesamten zur Nutzung des Vertrags-
gegenstandes notwendigen und/oder zweckmäßi-
gen Dokumentation.

Für Softwarekomponenten besteht diese minde-
stens aus einer Benutzerdokumentation, einer
Kurzbeschreibung und wenn vereinbart  aus einer
technischen Dokumentation.

Benutzerdokumentation für Anwendungssoftware
muß in deutscher Sprache vorliegen.

Sonstige Dokumentation kann auch in englischer
Sprache geliefert werden.

Die für Betrieb und Erweiterung des Systems
notwendige Referenzinformation ist in einer sol-
chen Form mitzuliefern, daß sie von Personen
verstanden wird, die im Umgang mit ähnlichen IT-
Komponenten vertraut sind.

Benutzerdokumentation und Dokumentation für
Installation und Administration haben alle für die

laufende Arbeit notwendigen Abläufe so zu be-
schreiben, daß sie für eine eingeschulte Person
verständlich sind. Daneben hat die Dokumentation
typische und vorhersehbare Fehlersituationen
darzustellen und deren Behebung zu beschreiben.

Technische Dokumentation muß den zum Zeit-
punkt der Installation des Vertragsgegenstandes
üblichen Standards entsprechen und so gestaltet
sein, daß sie für einen mit ähnlichen IT-
Komponenten vertrauten Fachmann verständlich
und verwertbar ist.

Die Benutzerdokumentation wird auch in maschi-
nenlesbarer Form geliefert, so daß diese Doku-
mentation an definierten Arbeitsplätzen während
der Arbeit mit dem Vertragsgegenstand abgerufen
werden kann.
Sofern nicht ausdrücklich anders vereinbart, darf
der Auftraggeber die Dokumentation für den ver-
tragsgemäßen Gebrauch beliebig kopieren und
verwenden.

1.12 Schulung
Der Auftragnehmer übernimmt ohne gesonderte
Verrechnung eine erste Instruktion der vorgesehe-
nen Benutzer des Auftraggebers in die anwen-
dungsspezifischen Funktionen des IT-Systems
und garantiert, daß er gegen gesondertes Entgelt
die Einweisung zur optimalen Nutzung der IT-
Komponenten sicherstellen kann.

Auf Wunsch des Auftraggebers hat der Auftrag-
nehmer genaue Angaben über seine sonstigen
Schulungsprogramme einschließlich Weiterbil-
dung, Schulungskosten, Kurstermine und Kursort
zu machen.

1.13 Sourcecodehinterlegung
Im Falle, daß Teil des Vertragsgegenstandes die
Lieferung von Anwendungssoftware ist, der Sour-
cecode nicht mitgeliefert wird und Sourcecodehin-
terlegung vereinbart wird, gilt folgendes:

Um die weitere Fehlerbehebung und Wartung der
Anwendungssoftware einschließlich aller Ände-
rungen für den Fall der Handlungsunfähigkeit des
Auftragnehmers und den Fall der Einstellung der
Weiterentwicklung oder Wartung sicherzustellen,
wird der Auftragnehmer die Anwendungssoftware
auf einem Datenträger, der auf dem System des
Auftraggebers gelesen werden kann, in der Quel-
lensprache bereitstellen und in den Maschinen-
code übersetzen sowie die Installation auf dem
System vornehmen. Nach der Installation wird
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dieser Datenträger mit dem Quellencode samt der
dazugehörigen Dokumentation (Inhalt und Aufbau
des Datenträgers, Programm und Datenflußpläne,
Testverfahren, Testprogramme, Fehlerbehandlung
usw.) vom Auftragnehmer versiegelt und beim
Auftraggeber hinterlegt.
Der Datenträger muß die Anwendungssoftware in
den ursprünglichen Programmiersprachen zum
Zeitpunkt der Installation einschließlich aller seit-
herigen Änderungen sowie die Dokumentation,
soweit sie in maschinenlesbarer Form vorliegt,
enthalten. Beschreibungsteile, die nicht maschi-
nenlesbar vorliegen, sind in einer ohne Hilfsmittel
lesbaren Kopie beizulegen. In jedem Fall jedoch
ist eine ohne Hilfsmittel lesbare Aufstellung der
versiegelten Gegenstände und eine Anweisung,
wie der Datenträger auf dem System des Auftrag-
gebers gelesen und der Vertragsgegenstand in-
stalliert werden muß, beizulegen.

Die Hinterlegung wird bei jeder Lieferung einer
neuen Version der Anwendungssoftware wieder-
holt.

Tritt beim Auftragnehmer Handlungsunfähigkeit ein
oder stellt er trotz auftraggeberseitig ungekündig-
ten Wartungsvertrages die Weiterentwicklung
und/oder Wartung der Anwendungssoftware ein,
so ist der Auftraggeber berechtigt, die Siegel des
hinterlegten Datenträgers zu brechen und den
Vertragsgegenstand im Quellencode samt der
Dokumentation entweder einem sachkundigen
Unternehmen zu übergeben und dieses mit der
weiteren Fehlerbehebung und Wartung des Ver-
tragsgegenstandes zu beauftragen oder sie selbst
durchzuführen.

Als Handlungsunfähigkeit gelten Liquidation, Er-
öffnung eines Konkursverfahrens oder Abweisung
eines Konkursantrages mangels Masse.

1.14 Freiheit des Gebrauchs
Der Auftraggeber kann den Vertragsgegenstand
für beliebige Zwecke des IT-Einsatzes verwenden,
ihn – soweit nicht US-Ausfuhrbeschränkungen
vorliegen - an einen anderen Ort verbringen, ge-
kaufte IT-Komponenten unter Beachtung der Be-
stimmungen des Außenhandelsgesetzes ver-
kaufen oder mit IT-Komponenten anderer Herstel-
ler verbinden. Eine sonst gegebene Haf-
tung/Gewährleistung/Garantie des  Auftragneh-
mers geht dadurch nicht verloren.

1.15 Immaterialgüterrechte
An Ausarbeitungen erwirbt der Auftraggeber alle
Werknutzungsrechte.

An Standardsoftwarekomponenten erwirbt der
Auftraggeber das Recht, die Software auf allen
seinen jetzigen und zukünftigen Anlagen und im
Katastrophenfall auf einem Ausweichsystem im
vereinbarten Umfang zu nutzen, und zusätzlich
die nötigen Vervielfältigungen für Sicherungs- und
Archivierungszwecke herzustellen.

Anlagen, die von und/oder für Gesellschaften be-
trieben werden, die sich zum Zeitpunkt der Nut-
zung mehrheitlich im Eigentum des Auftraggebers
oder des Eigentümers des Auftraggebers befin-
den, gehören in diesem Sinne zu den Anlagen
des Auftraggebers. Zu den Anlagen des Auftrag-
gebers gehören weiters solche, die von und/oder
für teilrechtsfähige Einrichtungen, Stiftungen oder
Anstalten betrieben werden, die überwiegend vom
Auftraggeber finanziert werden.

An Individualsoftwarekomponenten und individuell
angefertigten Softwareanpassungen erwirbt der
Auftraggeber alle Werknutzungsrechte.  Bei der
Durchführung von Softwareaufträgen für Dritte wird
der Auftragnehmer die in Erfüllung dieses Vertra-
ges geschaffenen Arbeitsergebnisse weder ganz
noch teilweise kopieren. An allen Individualsoftwa-
rekomponenten betreffenden Unterlagen, Dateien
und Sicherungsdatenträgern, gleich welcher Art,
erwirbt der Auftraggeber mit deren Erstellung Ei-
gentum und Werknutzungsrechte, ohne daß da-
durch eine Abnahme bewirkt würde. Im Fall des
Konkurses oder Abweisung eines Konkurses
mangels Masse des Auftragnehmers hat der Auf-
traggeber ein Aussonderungsrecht an den erwähn-
ten Unterlagen, Dateien und Sicherungsdatenträ-
gern.

Im Fall des Konkurses oder Abweisung eines
Konkursantrages mangels Masse des Auftrag-
nehmers gehen alle dem Auftragnehmer zuste-
henden Rechte an den vertragsgegenständlichen
Softwarekomponenten als nicht ausschließliche
Rechte an den Auftraggeber über, soweit er daran
nicht schon weitergehende Rechte erworben hat.

1.16 Verwertung von Individualsoftware-
komponenten
Sollten Dritte an den Individualsoftwarekomponen-
ten Interesse zeigen, ist der Auftragnehmer be-
rechtigt, entsprechende Vertragsverhandlungen
zwischen dem Auftraggeber und den interessier-



Beschaffungshandbuch AVB Softwareerstellung

Version Juli 1998 - 1.01 (Okt. 98) Seite 7 von 11

ten Dritten zwecks Veräußerung von Werknut-
zungsbewilligungen an den Individualsoftware-
komponenten nach Maßgabe der haushaltsrecht-
lichen Bestimmungen anzubahnen.

1.17 Teilbarkeit
Die genannten Pflichten sind Hauptleistungspflich-
ten und unteilbar.

2 PFLICHTEN DES
AUFTRAGGEBERS, ENTGELT
2.1 Entgelt für Lieferungen
Entgelte sind in ATS exklusive Umsatzsteuer
angeführt. Die Umsatzsteuer ist gesondert aus-
zuweisen.

Allgemeine Preissenkungen zwischen dem Tag
des Vertragsabschlusses und dem Tag der Liefe-
rung sind an den Auftraggeber weiterzugeben.

2.2 Zusatzleistungen
Zusatzleistungen können nur dann in Rechnung
gestellt werden, wenn sie schriftlich bestellt wur-
den.

2.3 Zahlungsbedingungen
Die Rechnungslegung erfolgt frühestens am Auf-
stellungstag / Installationstag.

Sämtliche  Rechnungen sind binnen 60 Tagen ab
Rechnungseingang zahlbar. Die Rechnungen sind
in zweifacher Ausfertigung auszustellen.

Ist der Auftragnehmer Deviseninländer und beträgt
die Rechnungssumme inklusive Umsatzsteuer
mehr als ATS 100.000,-- ist anläßlich der Legung
der ersten Rechnung die Erklärung des zuständi-
gen Betriebsfinanzamtes über einen Eilnachrich-
tenverzicht oder einen Aufrechnungsverzicht an-
zuschließen. Das gleiche gilt für jede weitere
Rechnung, sofern die zeitliche Gültigkeit der bis-
herigen Erklärung abgelaufen ist.

2.4 Spesen
Spesen der Mitarbeiter des Auftragnehmers und
allfälliger Subauftragnehmer wie zB Fahrtkosten,
Nächtigungskosten, Tagesdiäten, Fahrtkosten-
pauschalen, Fahrtzeit udgl trägt der Auftrag-
nehmer.

2.5 Abgaben
Alle sich aus einem diesen AVB unterliegenden
Vertrag oder der damit verbundenen Tätigkeit des

Auftragnehmers ergebenden Abgabenschuldig-
keiten mit Ausnahme der Umsatzsteuer und et-
waiger Rechtsgeschäftsgebühren trägt der Auf-
tragnehmer. Wird der Auftraggeber für solche
Abgaben in Anspruch genommen, wird der Auf-
tragnehmer den Auftraggeber schad- und klaglos
halten. Insbesondere ist der Auftraggeber berech-
tigt, solche Beträge von Entgelten an den Auftrag-
nehmer einzubehalten.

3 PROJEKTMANAGEMENT
3.1 Projektorganisation
Die Projektorganisation besteht soweit nicht an-
ders vereinbart aus den folgenden Organen:

3.1.1 Lenkungsausschuß

Aufgaben:
begleitende Kontrolle von Terminen, Bud-
gets und die Entscheidung von Fragen,
bei denen in den Projektteams und zwi-
schen Projektleiter und Projektkoordinator
keine Lösung erzielt werden konnte

Sitzungen: alle 2 Monate und auf Verlangen des
Projektleiters oder des Projektkoordinators
Einberufung der Sitzungen: Projektkoordinator

3.1.2 Projektleiter

Oberste Instanz im laufenden Projektgeschehen,
Entscheidung von Fragen aus den Projektteams,
Koordination der Projektteams, Gesamtverantwor-
tung für das Projekt. Der Auftragnehmer hat zu
Projektbeginn bzw im Falle eines Vergabeverfah-
rens im Angebot eine/n Projektleiter/in und de-
ren/dessen Qualifikationen und Projekterfahrungen
zu nennen.

3.1.3 Projektkoordinator

Der Projektkoordinator koordiniert die Tätigkeiten
der am Projekt beteiligten Mitarbeiter des Auftrag-
gebers.

3.1.4 Projektleitung und Berichtswesen

Für Softwareentwicklungs- und –anpassungs-
aufgaben hat der Auftragnehmer eine Schätzung
des Aufwandes nach der Methode Function Point
oder gleichwertiger Methoden so früh wie möglich
zu erstellen und nach jeder Projektphase zu ver-
feinern.

Der Projektleiter des Auftragnehmers hat gemäß
den Vorgaben des Vertrages einen Projektplan in
ausreichender Detaillierung (Arbeitspakete im
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Umfang von maximal 15 Manntagen mit Angabe
der Function Points oder ähnlicher Leistungsein-
heiten) zu erstellen und in kritischen Projektpha-
sen wöchentlich sonst vierzehntägig mit der beim
Auftraggeber üblichen Projektplanungssoftware
auf den aktuellen Stand zu bringen und dem Len-
kungsausschuß zu übermitteln. Dabei ist ein
SOLL/ IST- Vergleich zu führen.

Der Projektleiter hat ein Projekthandbuch zu füh-
ren, in dem die wichtigsten Projektsteuerungsme-
chanismen (Aufbau-, Ablauforganisation, Beteilig-
te, Regeln der Zusammenarbeit, Qualitätssiche-
rung) definiert sind.

Von jeder Besprechung ist durch den Projektleiter
ein Ergebnisprotokoll im Format des beim Auf-
traggeber üblichen Textverarbeitungssystems zu
schreiben und innerhalb einer Woche ab Bespre-
chungstermin an alle Betroffenen zu versenden.

3.2 Änderungen der Vorgaben für Softwa-
reerstellung bzw -anpassung
Geringfügige Änderungen einer Vorgabe (Anforde-
rungsanalyse, Lastenheft, Pflichtenheft, einzelne
Funktionen) werden durch Absprache zwischen
dem Projektleiter und dem Projektkoordinator
vorläufig festgelegt. Sie werden an jedem Monat-
sende vom Projektleiter schriftlich festgehalten
und durch Briefwechsel zwischen den Parteien
vereinbart.

Größere Änderungen bedürfen von vornherein der
Schriftform.

Als größere Änderungen sind Änderungen zu
verstehen, deren Implementierung entweder den
Arbeitsumfang von drei Manntagen überschreitet
oder die Funktionalität der Software einschränken.

Vom Auftraggeber verlangte größere Änderungen
sind bis zu einem Umfang von einem Zehntel des
Gesamtumfanges des Auftrages für Ausarbeitun-
gen, Softwareerstellung und
–anpassung im Pauschalpreis inkludiert. Darüber
hinausgehender Aufwand wird mangels spezieller
Vereinbarung nach Aufwand verrechnet. Änderun-
gen, die aufgrund von Mängeln des Ergebnisses
einer schon fertiggestellten Phase des Projekts
nötig werden, sind vom Auftragnehmer kostenlos
durchzuführen, wenn er diese Phase des Projekts
ebenfalls durchgeführt hat, sonst vom Auftragge-
ber zu bezahlen.

Vom Auftraggeber verlangte größere Änderungen
bis zum Umfang von einem Zehntel des Gesamt-
umfanges des Auftrages für Ausarbeitungen,
Softwareerstellung und –anpassung verändern
nicht den  Terminplan, sofern sie vom Auftragge-
ber innerhalb der vereinbarten Frist bekannt gege-
ben werden.

Änderungen, die aufgrund von Mängeln des Er-
gebnisses einer schon fertiggestellten Phase des
Projekts nötig werden, sind vom Auftragnehmer
durch Mehrarbeit oder ähnliche Maßnahmen so
zu kompensieren, daß der Terminplan eingehalten
wird, wenn der Auftragnehmer diese Phase des
Projekts ebenfalls durchgeführt hat. Ansonsten
verlängert sich der Projektplan entsprechend.

3.3 Abnahme
Der Abnahmetest besteht aus einem Funktions-
test und falls vereinbart zusätzlich aus einem
Leistungstest und einem Dauertest.
• Der Funktionstest besteht aus einer Überprü-

fung, ob die gelieferten IT-Komponenten die im
Pflichtenheft geforderten bzw die im Angebot
zugesagten Funktionen erfüllen.

• Der Leistungstest besteht aus dem zwischen
dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer ver-
einbarten Benchmark und gilt als erfolgreich
abgeschlossen, wenn der Benchmark unter
sonst gleichen Voraussetzungen vom aufgrund
des ursprünglichen Benchmark erwarteten (be-
rechneten) Ergebnis um nicht mehr als 5 %
abweicht. Andernfalls liegt ein schwerer Man-
gel vor.

• Im Rahmen des Dauertests wird die Zuverläs-
sigkeit der IT-Komponenten überprüft. Der
Dauertest gilt als erfolgreich abgeschlossen,
wenn die Verfügbarkeit der IT-Komponenten
über einen Zeitraum von 30 aufeinanderfolgen-
den Kalendertagen (00.00 bis 24.00 Uhr) bzw.
während der im Vertrag vereinbarten Zeit min-
destens den jeweils im Einzelfall vereinbarten
Prozentsatz (gemäß Angebot bzw. Pflichten-
heft) erreicht.

• Über den erfolgreichen Abschluß des Abnah-
metests ist unverzüglich ein schriftliches Ab-
nahmeprotokoll zu erstellen und von beiden
Vertragspartnern zu unterfertigen.

• Der Auftragnehmer wird am Abnahmetest –
ausgenommen Dauertest - unentgeltlich teil-
nehmen.
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3.4 Informationspflichten
Die Vertragspartner werden den Vertragsgegen-
stand betreffende wichtige Informationen laufend
austauschen.

Sobald dem Auftragnehmer irgendwelche Um-
stände erkennbar werden, die eine vertragsgemä-
ße Erfüllung des Auftrages in Frage stellen könn-
ten, hat er den Auftraggeber unverzüglich schrift-
lich über diese Umstände und allfällige von ihm zu
erwägende Maßnahmen zu benachrichtigen.

Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber für fünf
Jahre ab dem Aufstellungstag/Installationstag
bzw. für die Dauer eines Miet- oder Wartungsver-
hältnisses laufend über verfügbare neue Versionen
von bei der Softwareerstellung verwendeter Stan-
dard-IT-Komponenten unterrichten, ihm bekannte
Fehler der IT-Komponenten unaufgefordert melden
oder die Möglichkeit einräumen, in für Kunden
zugängliche Informationsdatenbanken entspre-
chend Einsicht zu nehmen, ihn rechtzeitig minde-
stens aber sechs Monate vor dem tatsächlichen
Datum über die Einstellung der Produktion von
Ersatzteilen bzw der Wartung von IT-
Komponenten unterrichten und ihm auch nach
dem Ende der Gewährleistung/Garantie/Wartung
allgemein verfügbare Verbesserungen auf Anforde-
rung anbieten.

Kommt der Auftragnehmer im Falle kritischer
Fehler seiner Meldepflicht nicht nach, obwohl
dieser Fehler Insidern allgemein bekannt war, und
entstehen dem Auftraggeber dadurch Aufwendun-
gen (zB durch Fehlersuche, Tests, ...), ersetzt der
Auftragnehmer dem Auftraggeber diesen Schaden
unabhängig davon, ob ihm Verschulden nachge-
wiesen werden kann oder nicht.

4 LEISTUNGSSTÖRUNGEN
4.1 Lieferverzug
Verzögert sich aus Gründen, die der Auftragneh-
mer zu vertreten hat, die Erbringung einer Lei-
stung, die Meldung der Abnahmebereitschaft oder
der Echteinsatz des Vertragsgegenstandes bzw.
eines getrennt abzunehmenden Teiles so ist der
Auftraggeber nach seiner Wahl berechtigt,

- auf Erfüllung zu bestehen und Konventional-
strafe für jeden Kalendertag des Verzuges zu
fordern, oder

- unbeschadet des Rechtes auf Geltendma-
chung einer Konventionalstrafe, unter Setzung

einer angemessenen Nachfrist vom Vertrag
zurückzutreten. Diesfalls kann die Konventio-
nalstrafe nur bis zum Zeitpunkt des Rücktrit-
tes vom Vertrag gefordert werden.

Das Rücktrittsrecht des Auftraggebers im Ver-
zugsfall gemäß ABGB wird dadurch nicht einge-
schränkt.

Als Konventionalstrafe kann der Auftraggeber pro
Tag des Verzuges den höheren der folgenden
Beträge fordern:
- ATS 1.500,--
- 1/1000 des vereinbarten Gesamtpreises der

wegen der Verzögerung nicht einsetzbaren Lei-
stungen.

Diese Konventionalstrafe ist jedenfalls mit fünf-
zehn Prozent der Auftragssumme begrenzt.

Die Geltendmachung darüber hinausgehender
Schadenersatzansprüche bei Vorliegen von Ver-
schulden des Auftragnehmers bleibt unberührt. Es
gelten die einschlägigen Haftungsregeln dieser
AVB.

4.2 Gewährleistung und Garantie für Liefe-
rungen und einmalige Leistungen
Treten gewährleistungspflichtige Mängel auf, wird
der Auftragnehmer diese beheben. Kann der Auf-
tragnehmer Mängel innerhalb angemessener Zeit
nicht beheben, kann der Auftraggeber nach seiner
Wahl die Mängel auf Kosten des Auftragnehmers
beheben lassen, Preisminderung begehren oder
bei wesentlichen Mängeln unter Setzung einer
angemessenen Nachfrist vom Vertrag zurück-
treten.

Für den Zeitraum von einem Jahr nach Ablauf der
Garantie- und Gewährleistungsfrist wird der Auf-
tragnehmer versteckte wesentliche Mängel der IT-
Komponenten ohne gesondertes Entgelt beheben.

Die gesetzliche Gewährleistung wird ergänzt
durch eine Garantie.

Die Gewährleistungs- und Garantiefrist beginnt mit
dem Aufstellungstag / Installationstag und beträgt
12 Monate, falls nicht eine längere Garantiefrist
vereinbart ist.

Während der vereinbarten Gewährleistungs- und
Garantiefrist wird der Auftragnehmer Wartungslei-
stungen für die IT-Komponenten gemäß den AVB
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Wartung ohne Berechnung zusätzlicher Entgelte
oder Spesen erbringen.

Die Beweislast für das Nicht-Vorliegen von Män-
geln und für das Vorliegen nur unwesentlicher
Mängel trägt der Auftragnehmer. Bei ungerechtfer-
tigter Mängelmeldung durch den Auftraggeber sind
dem Auftragnehmer die nachgewiesenen Aufwen-
dungen zu ersetzen.

4.3 Freiheit von Rechten Dritter
Wird der Auftraggeber wegen der Verletzung von
Immaterialgüterrechten Dritter aufgrund der Nut-
zung der IT-Komponenten in Anspruch genommen
oder droht in Anspruch genommen zu werden,
wird der Auftraggeber den Auftragnehmer unver-
züglich informieren. Der Auftraggeber wird dem
Auftragnehmer die Möglichkeit der Abwehr des
Anspruches bzw der vollen Rechtsverschaffung
geben.

Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber jeden
Schaden ersetzen, den dieser aus nachgewiese-
ner Verletzung von Immaterialgüterrechten Dritter
durch Lieferungen oder Leistungen des Auftrag-
nehmers erleidet.

Teil des zu ersetzenden Schadens sind auch
Zahlungen für außergerichtliche Beilegung von
Streitigkeiten, die der Auftraggeber mit Zustim-
mung des Auftragnehmers vereinbaren kann. Die-
se Zustimmung wird der Auftragnehmer nicht
unbillig verweigern.

4.4 Haftung für Schadenersatz
Die Haftung für Schadenersatz richtet sich im
Falle von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit nach
den gesetzlichen Bestimmungen. Im Falle von
leichter Fahrlässigkeit ist die Haftung mit der
Summe der Preise der einmaligen Leistungen und
der Werte von wiederkehrenden Leistungen über
fünf Jahre begrenzt.

5 VERTRAGSDAUER
5.1 Verfügbarkeit von  Wartungsdiensten
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, Wartungs-
dienste für die vertragsgegenständlichen IT-
Komponenten für eine Mindestdauer von fünf Jah-
ren beginnend mit dem Aufstellungstag
/Installationstag anzubieten, falls nicht eine ande-
re Mindestdauer vereinbart wird.

5.2 Zustandekommen und Beendigung
des Vertrages
Verträge nach diesen AVB kommen nur schriftlich
zustande.

Der Auftraggeber ist berechtigt, vom Vertrag zu-
rückzutreten,

a) wenn über das Vermögen des Auftragnehmers
das Konkursverfahren eröffnet oder die Eröff-
nung des Konkursverfahrens mangels hinrei-
chenden Vermögens abgelehnt wird. Das
Rücktrittsrecht kann unbefristet bis zur Been-
digung der Leistung geltend gemacht werden;

b) wenn Umstände vorliegen, die eine zeitgerech-
te Erfüllung des Auftrages offensichtlich un-
möglich machen, sofern nicht der Auftraggeber
diese selbst zu vertreten hat;

c) wenn der Auftragnehmer unmittelbar oder mit-
telbar einem Organ des Auftraggebers, das mit
dem Abschluß und der Abwicklung des Ver-
trages befaßt ist, für es oder einen Dritten ei-
nen Vermögensvorteil anbietet, verspricht oder
gewährt;

d) wenn der Auftragnehmer selbst oder eine von
ihm zur Erfüllung des Auftrages herangezoge-
ne Person Geheimhaltungspflichten verletzt;

e) wenn der Auftragnehmer - sind es mehrere,
auch nur einer von ihnen - stirbt oder die Ei-
genberechtigung verliert.

Erklärt der Auftraggeber nach dieser Bestimmung
seinen Rücktritt vom Vertrag, so verliert der Auf-
tragnehmer jeden Anspruch auf das Entgelt, so-
weit er nicht bereits eine für den Auftraggeber
verwertbare Teilleistung erbracht hat; trifft den
Auftragnehmer ein Verschulden am Eintritt des
Rücktrittsgrundes, hat er dem Auftraggeber auch
die durch eine allfällige Weitergabe des Auftrages
an einen Dritten erwachsenden Mehrkosten zu
ersetzen.

Auch nach vollständiger Erfüllung durch Auftrag-
geber und Auftragnehmer und nach Beendigung
aller Dauerschuldverhältnisse bleiben die Bestim-
mungen betreffend Geheimhaltung und Daten-
schutz für weitere fünf Jahre in Kraft.
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6 SONSTIGES
6.1 Geheimhaltung, Datenschutz
Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Geheim-
haltung aller in Ausführung eines Auftrages beim
Auftraggeber oder aus IT-Systemen oder sonsti-
gen Unterlagen des Auftraggebers erlangten In-
formationen, sofern ihn der Auftraggeber nicht in
einem bestimmten Fall schriftlich von dieser Ver-
pflichtung entbindet oder die Informationen nicht
öffentlich bekannt sind. Überdies verpflichtet sich
der Auftragnehmer, bei sonstiger verschuldens-
unabhängiger Schadenersatzpflicht, für den Fall,
als er sich zur Erbringung seiner Leistung anderer
Personen bedient, diese Verschwiegenheitspflicht
auch allen anderen von ihm zur Erbringung der
Leistung herangezogenen Personen schriftlich zu
überbinden.

Der Auftragnehmer wird sämtliche gesetzliche
Verschwiegenheitspflichten einhalten und nur
solche Mitarbeiter und Erfüllungsgehilfen einset-
zen, die zur Geheimhaltung gemäß § 20 Daten-
schutzgesetz ausdrücklich schriftlich verpflichtet
wurden.

Für gesondert als "vertraulich" oder äquivalent
gekennzeichnete Dokumente wird der Auftrag-
nehmer die ihm vom Auftraggeber bekanntgege-
benen Sicherheitsstandards einhalten.

6.2 Zessionsverbot
Alle Geldforderungen aus einem diesen AVB un-
terliegenden Vertrag unterliegen einem Zessions-
verbot.

6.3 Zurückbehaltung und Leistungspflicht
Im Streitfall ist der Auftragnehmer nicht berechtigt,
Lieferungen zurückzubehalten oder Leistungen
einzustellen.

6.4 Meistbegünstigungsrecht
Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber ein
Meistbegünstigungsrecht ein. Sollte der Auftrag-
nehmer einem anderen Auftraggeber für vergleich-
bare Aufträge bessere Konditionen gewähren, hat
der Auftraggeber den Anspruch, daß der Vertrag
in diesem Sinne geändert wird.

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, besondere
Bedingungen bezüglich Software, wie sie dem
öffentlichen Dienst und/oder dem Auftragnehmer
angeboten werden, an den Auftraggeber weiterzu-
geben.

6.5 Schriftform
Zusätze und Änderungen werden nur wirksam,
wenn sie in schriftlicher Form erfolgen und von
beiden Vertragspartnern unterzeichnet sind. Dies
gilt auch für das Abgehen vom Formerfordernis der
Schriftform. AGB des Auftragnehmers werden
nicht Vertragsbestandteil.


